
Berichtsvorlage öffentlich

Federführendes Amt Nr.
Amt für Planung und Naturschutz 085/2007

Betreff:

Änderung des ÖPNV-Gesetzes NRW

Beratungsfolge Termin

Ausschuss für Wirtschaft, Umwelt und Planung 07.09.2007
Berichterstattung: KLD Müller

Finanzielle Auswirkungen: ja nein

Falls ja:
Im Haushaltsplan vorgesehen: ja nein

Hhst. Betrag (EUR)
                                        

1) 2)
Investitionskosten/einmalige Ausgaben:

insgesamt:            EUR

Beteiligung Dritter:            EUR

Belastung Kreis Warendorf:            EUR

Laufende Kosten jährlich:

insgesamt:            EUR

Beteiligung Dritter:            EUR

Belastung Kreis Warendorf:            EUR

Beschlussvorschlag:
Zur Kenntnis.
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Erläuterungen:

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 13.06.2007 das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG
NRW) beschlossen.

Das novellierte Gesetz soll am 01.01.2008 in Kraft treten.

Das Gesetz sieht als eine der wesentlichen Änderungen die Neustrukturierung der so
genannten Kooperationsräume für den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) vor.

Zukünftig sind die bestehenden Zweckverbände in drei Dachzweckverbände:

� Rhein-Sieg
� Rhein-Ruhr und
� Westfalen

zusammenzufassen.

Zum Dachverband Westfalen gehören demnächst die Zweckverbände:

� Schienenpersonennahverkehr Münsterland
� Verkehrverbund Ostwestfalen-Lippe
� Zweckverband Ruhr-Lippe
� Nahverkehrsverband Paderborn/Höxter und
� Zweckverband Westfalen-Süd

Von den bestehenden Zweckverbänden  wird derzeit die Gründung des neuen
Dachverbandes vorbereitet.
Die Geschäftsführung des Zweckverbandes Münsterland und die Verwaltungen der
Münsterlandkreise und der Stadt Münster haben hierzu das anliegende Positionspapier
erarbeitet.

Über den aktuellen Verhandlungsstand wird in der Sitzung berichtet.
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1.
Amtsleitung

2.
Dezernent

3.
Kämmerer (nur bei Vorlagen mit finanziellen
Auswirkungen)

4.
Landrat


